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Das französische Gesetz vom 23. Mai 1863 über 
Actiengesellschaften ohne Staatsgenehmigung. 



Von Prof. Dr. Schaffte. 



Ein bedeutsamer legislativer Schritt ist das französische Gesez vom 
23. Mai 1863 über Gesellschaften mit beschränkter Haftbar- 
keit (loi sur les societes ä responsabilite limitee), welches durch Dekret 
vom 7. Mai 1864 auch auf die französischen Colonien ausgedehnt ist. 

Wir berühren, unter Abdruck des Wortlautes in der Schlussanmer- 
kung, die zum Gesezes-Entwurf übergebenen Regierungsmotive, den Be- 
richt des gesezgebenden Körpers (erstattet von Dumiral), endlich die 
Verhandlungen in lezterer Körperschaft, etwas näher 1 ). 

Das Gesez ist ein Product sehr reiflicher Berathung und Bespre- 
chung, nicht blos der gesezgebenden Factoren, sondern auch der Presse, 
der Wissenschaft, der Handelsgerichte und der Handelskammern; die 
überwiegende Mehrzahl der beiderlei lezteren Körperschaften (namentlich 
in Paris, Lyon, Bordeaux) hat das Gesez gebilligt; nur Nantes, Havre, 
Rouen giengen bei Beurtheilung desselben von ängstlicheren Anschauun- 
gen aus. Eine äussere Veranlassung zu dem fraglichen Geseze war der 
bekannte Gegenseitigkeitsvertrag mit England über Actiengesellschaften 
vom 15. Mai 1862, wonach die in einem Lande anerkannten Gesellschaften 
auch im andern eine anerkannte Wirksamkeit finden sollen. Da nun 
England die Bildung von Actiengesellschaften mit beschränkter Haftbar- 
keit durch seine neuere Gesezgebung von 1856 an bis zu der in diesen 
Blättern mehrerwähnten Compagnieacte von 1862 sehr begünstigt hatte, 
so war Frankreich in der Lage, den Franzosen den Gesellschaftsbetrieb 
mindestens ebenso leicht zu machen, als den Engländern. Daneben war die 
Anschauung von Einfluss, dass die an sich schwerfällige und leicht zum 
Privilegiren neigende Staatsgenehmigung des Code de Commerce bei Ac- 
tiengesellschaften schwer mit den neu proclamirten volkswirthschaftspoli- 
tischen Principien zu vereinbaren sei. Einiges bewirkte auch die Er- 
fahrung über die Folgen des Commanditegesellschaftsgesezes vom 17. Juli 



') Siehe auch die Schrift von Vavasseur, les societes ä respon- 
sabilite limitee, Paris 1863. 
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1856 ; die Zahl der Commanditeactiengesellschaften in Frankreich nahm 
1850—59 von 267 auf 30 (ähnlich schon 1838—44 von 416 auf 59) ab. 
Die Form der Commanditegesellschaft schien für die concessionsfreie Gesell- 
schaftsunternehmung von da an nicht mehr auszureichen, wo, wie es neuer- 
dings sich gestaltet hat, das Kapital der Commanditisten den Factor des 
Kapitals und der Arbeitskraft des Geranten überwiegt. Es trat so das 
Verlangen nach der concessionsfreien Actiengesellschaft auf 1 ). 

Das fragliche Gesez schafft demgemäss neben Collectiv-, Comman- 
dite- und Actiengesellschaft eine vierte handelsrechtliche Gesellschafts- 
form. Der gesezgebende Körper wollte ihr den Namen »freie Actienge- 
sellschaft« (societ6 anonyme libre) geben ; aber der oben schon erwähnte 
Name (soc. ä respons. limitee, ähnlich der limited liability des eng- 
lischen Rechtes) ist nach dem Willen der Regierung geblieben. 

In der That ist die neue beschränkt haftbare Gesellschaft Nichts 
anderes als die des Requisites der Staatsgenehmigung entkleidete, die »freie« 
Actiengesellschaft. Jedoch ist ihr eine Reihe gesezlicher allgemeiner 
Normativbestimmungen nach dem Vorgang des englischen Rechtes und 
zu dem Zwecke auferlegt, um die bisher in der Staatsgenehmigung und 
Staatsaufsicht gesuchten Garantien wirksamer und freier zugleich durch 
Normirung der Statuten und durch straf- und civilgesezliche Cantelen 
zu erreichen. Der Bericht des gesezgebenden Körpers sagt: »Die Schwie- 
rigkeit des Gesezes bestand in einer gerechten Abwägung der Freiheit 
und der Regel.« 

Frankreich hat hiemit zu derselben Zeit, als die meisten deutschen 
Staaten bei Einführung des Handelsgesezbuches den mehr oder weniger 
ausschliesslichen Weg der Staatsgenehmigung wählten, den Weg der 
Verwaltungsreglementation auf einem wichtigen Gebiete und in grossem 
Umfang aufgegeben, dem englischen Recht sich conformirend. 

Ein klein zusammengerahmtes Bild der Abfassung dieser Gesez- 
gebung wird daher für die Leser dieser Zeitschrift nicht ohne Interesse 
sein, zumal sich eine Reihe staatswirthschaftlicher Gesichtspunkte dabei 
wirksam zeigen '). 



') Vergl. den Bericht Dumirals. 

') In wörtlicher Uebersezung lautet das Gesez : 

1. Es können ohne die durch Art. 37 des Code de Commerce ge- 
forderte Ermächtigung Handelsgesellschaften gebildet werden, in welchen 
jeder Theilnehmer nur bis zum Betrage seines Beitrages haftbar ist. 
Diese Gesellschaften heissen SoäÜis ä responsabüite Undtie. Sie sind 
den Bestimmungen der Art. 29, 30, 32, 33, 34, 36 und 40 des Code de 
Commerce unterworfen. Sie werden verwaltet durch einen oder mehrere 
Bevollmächtigte auf Zeit, welche widerruflich, besoldet oder unbesoldet 
angestellt und unter den Gesellschaftern gewählt sind. 

2. Die Zahl der Gesellschafter kann nicht weniger als 7 betragen. 

3. Das Gesellschaftskapital kann 20 Mill. Francs nicht übersteigen. 
Es kann nicht in Actien oder Actienabschnitte unter 100 Fr. bei 200,000 
Fr., und nicht unter 500 Fr. bei höherem Gesellschaftskapital getheilt 
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Artikel 1 bestimmt, dass sich auch »ohne die durch Artikel 37 
des Code de Commerce geforderte Ermächtigung« »Handelsgesellschaf- 



werden. Bis zur vollen Einzahlung lauten die Actien auf den Namen. 
Die Actien oder Actienabschnitte sind erst nach Einzahlung von % des 
Betrages veräusserlich. Die Zeichner bleiben, troz jeder gegenteiligen 
Stipulation, für den Gesammtbetrag der von ihnen gezeichneten Actien 
haftbar. 

4. Die Gesellschaften mit beschränkter Haftbarkeit können erst nach 
Zeichnung des gesammten Gesellschaftskapitals und erst nach Einzahlung 
von wenigstens V« des in Geld bestehenden Theiles constituirt werden. 
Diese Zeichnungen und Einzeichnungen werden durch eine notariell be- 
glaubigte Erklärung der Gründer constatirt. Die Zeichnerliste, der 
Stand der erfolgten Einzahlungen und das Gesellschaftsstatut werden 
dieser Erklärung beigefügt. Leztere wird, mit den Belegstücken, der ersten 
Generalversammlung vorgelegt, welche die Richtigkeit derselben prüft. 

5. Wenn ein Gesellschafter eine nicht in Geld bestehende Einlage 
macht oder zu seinen Gunsten besondere Vortheile stipulirt, so lässt die 
erste Generalversammlung den Werth der Einlage oder den Grund der 
stipulirten Vortheile prüfen. Erst nach Zustimmung in einer zweiten 
neuberufenen Generalversammlung ist die Gesellschaft definitiv consti- 
tuirt. Die Gesellschafter, welche die der Prüfung und Genehmigung der 
Generalversammlung Unterstellten Einlagen gemacht oder die diessfälligen 
Vortheile stipulirt haben, haben keine berathende Stimme. Die Geneh- 
migung schliesst eine spätere Klage wegen Dolus und Betrug nicht aus. 

6. Eine Generalversammlung wird jedenfalls, durch die Gründer, 
nach dem Acte einberufen, welcher die Zeichnung des Gesellscbaftskapi- 
tals und die Einzahlung von wenigstens V* seines in Geld bestehenden 
Theiles constatirt. Diese Generalversammlung ernennt die ersten Ad- 
ministratoren, ebenso für das erste Jahr die durch Art. 15 vorgesehenen 
Kommissäre. Diese Administratoren können auf höchstens 6 Jahre er- 
nannt werden ; sie sind, übrigens vorbehaltlich gegenteiliger Festsezung, 
wieder wählbar. Das Sizungsprotokoll constatirt die Annahme Seitens 
der in der Versammlung anwesenden Administratoren und Kommissäre. 
Von dieser Annahme an ist die Gesellschaft constituirt. 

7. Die Administratoren müssen, zu gleichen Theilen, V 2 « des Ge- 
sellschaftskapitals im Eigenthume haben. Die Actien dieses Betrages 
sind der Haftung für die Geschäftsführung der Administratoren gewidmet. 
Sie sind auf den Namen gestellt, unveräusserlich, mit einem die Unver- 
äusserlichkeit anzeigenden Stempel versehen und in der Gesellschaftskasse 
niedergelegt. 

8. Binnen 14 Tagen von der Constituirung an müssen die Admini- 
stratoren auf der Kanzlei des Handelsgerichtes niederlegen : 11 eine Ab- 
schrift des Gesellschaftsstatutes und der die Kapitalzeichnung und die 
Einzahlung von '/* constatirenden Urkunde, 2) eine beglaubigte Abschrift 
der von der Generalversammlung nach Art. 4, 5 und 6 gepflogenen Be- 
schlüsse und der namentlichen Liste der Zeichner mit Namen, Vornamen, 
Stand, Wohnsiz und Zahl der von Jedem gezeichneten Actien. Jeder- 
mann kann sich die eben erwähnten Schriftstücke mittheilen und auf 
seine Kosten sich eine Abschrift ausstellen lassen. Dieselben Schrift- 
stücke müssen auf eine in die Augen fallende Weise in dem Bureau der 
Gesellschaft angeschlagen sein. 

9. Innerhalb derselben 14 Tage muss ein Auszug der im vorher- 
gehenden Artikel erwähnten Urkunden und Beschlüsse gefertigt, ver- 
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ten« der erwähnten Art bilden dürfen, welche den Artikeln 29, SO, 32 
bis 34, 36, 40 des Code de Commerce unterworfen sind, und von wider- 



öffentlicht und angeschlagen sein auf die im Art. 42 des Code de Com- 
merce vorgeschriebene Weise. Der Auszug muss enthalten : Die Namen, 
Vornamen, den Stand, die Wohnorte der Administratoren ; die Bezeich- 
nung der Gesellschaft, ihres Gegenstandes und Gesellschaftssizes , die 
Bemerkung, dass sie von beschränkter Haftbarkeit ist, die Angabe 
des Betrages des Gesammtkapitals sowohl in Geld als in anderen Gegen- 
ständen, die aus den Gewinnen an den Reservefonds abzutragende Quote, 
den Zeitpunkt des Anfangs und der Endigung der Gesellschaft und das 
Datum der im Art. 8 vorgeschriebenen Deponirung auf der Kanzlei des 
Handelsgerichtes. Der Auszug wird von den Administratoren der Gesell- 
schaft unterzeichnet. 

10. Alle Acte und Beschlüsse bezüglich der Statutenänderung, der 
Fortsezung der Gesellschaft über den bestimmten Termin hinaus, der 
Auflösung vor diesem Termin und der Liquidationsweise sind den in Art. 
8 und 9 vorgeschriebenen Förmlichkeiten unterworfen. 

11. In allen Urkunden, Facturen, Anzeigen, Veröffentlichungen 
und anderen von beschränkt haftbaren Gesellschaften ausgehenden Schrift- 
stücken muss unmittelbar vor oder nach der Bezeichnung der Gesellschaft 
und in jeder Schrift lesbar stehen : soctete ä responsabilite limitee, nebst 
Bezeichnung des Betrages des Gesellschaftskapitals. 

12. Jedes Jahr wenigstens wird eine Generalversammlung um die 
statutenmässige Zeit abgehalten. Die Statuten bestimmen die Actienzahl, 
deren Besiz Bedingung der Zulassung zur Versammlung in Eigenthttmer- 
oder Bevollmächtigteneigenschaft ist, und die Zahl der jedem Actionär 
im Verhältniss zu seinen Actien zustehenden Stimmen. Jedoch in den 
ersten, über die Gegenstände der Art. 4, 5 und 6 beschliessenden Gene- 
ralversammlungen sind alle Actionäre mit berathender Stimme zugelassen. 

13. In allen Generalversammlungen findet die Beschlussfassnng 
mit Stimmenmehrheit statt. Es wird eine Präsenzliste gehalten, welche 
die Namen und Wohnorte der Actionäre und die Zahl der Actien eines 
Jeden enthält. Diese durch das Bureau der Versammlung beglaubigte 
Liste ist im Gesellschaftslocal niedergelegt und muss Jedermann auf Ver- 
langen mitgetheilt werden. 

11. Die Generalversammlungen müssen mindestens so viele Actio- 
näre in sich schliessen, dass durch sie '/* des Gesellschaftskapitals ver- 
treten ist. Andernfalls ist eine neue Versammlung zu berufen, deren 
Beschlüsse giltig sind, was auch die Proportion des in ihr vertretenen 
Kapitals sein mag. Diejenigen Versammlungen aber, welche beschliessen : 
über den Punkt im Art. 5, über die Erneuerung der Administratoren 
nach Art. 6, über Statutenänderungen, über Verlängerung oder vorzeitige 
Auflösung, sind nur bei Vertretung der Hälfte des Gesammtkapitals regel- 
mässig constituirt und zu giltiger Beschlussfassung befugt. Bei Berathung 
über den Gegenstand des Art. 5 werden bei Berechnung des nothwendig 
hälftig vertretenen Gesammtkapitals nur die der Verification nicht zu 
unterwerfenden Einlagen gezählt. 

15. Die jährliche Generalversammlung bezeichnet einen oder meh- 
rere Kommissäre, gehören sie der Gesellschaft an oder nicht, welche an 
die nächstjährige Versammlung einen Bericht über die Lage der Gesell- 
schaft, über die von den Administratoren vorgelegte Bilanz und Rech- 
nung zu erstatten haben. Ohne vorgängigen Bericht der Kommission 
ist ein die Bilanz und Rechnung billigender Beschluss nichtig. Mangels 
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ruflichen, der Zahl der Gesellschaftsmitglieder entnommenen »Mandataren« 
verwaltet werden. 



der Ernennung der Kommissäre durch die Versammlung, oder im Falle 
der Verhinderung oder Ablehnung eines oder mehrerer ernannten Kom- 
missäre wird zu ihrer Ernennung oder Ergänzung mittelst Ordonnanz 
des Handelsgerichtspräsidenten im Sprengel des Gesellschaftssizes, auf 
Verlangen jedes Interessirten und unter Benachrichtigung der Administra- 
toren, geschritten. 

16. Die Kommissäre haben das Recht, so oft es ihnen gut dünkt, 
im Interesse der Gesellschaft von den Büchern Einsicht zu nehmen, die 
Operationen der Gesellschaft zu prüfen und die Generalversammlung zu 
berufen. 

17. Jede beschränkt haftbare Gesellschaft muss jedes Vierteljahr 
einen den Activ- und Passivstand resumirenden Etat fertigen. Dieser 
wird zur Verfügung der Kommissäre gestellt. Ausserdem wird jedes Jahr 
ein Inventar aufgestellt, welches die beweglichen und unbeweglichen 
Werthe und alle Activ- und Passivforderungen der Gesellschaft verzeich- 
net. Dieses Inventar wird der Generalversammlung vorgelegt. 

18. Mindestens 14 Tage vor dem Zusammentritt der Generalver- 
sammlung wird eine Abschrift der Bilanz, welche das Inventar und den 
Bericht der Kommissäre resumirt, an jeden bekannten Actionär ver- 
sendet und auf der Handelsgerichtskanzlei niedergelegt. Jeder Actionär 
kann überdiess im Gesellschaftslokal das Inventar und die Liste der 
Actionäre sich mittheilen lassen. 

19. Jährlich wird von dem Reingewinn wenigstens V*« zur Bildung 
eines Reservefonds ausgeschieden. Dieser Abzug ist nicht mehr geboten, 
wenn der Reservefonds V10 des Ges.-Kapitals erreicht bat. 

20. Im Falle des Verlustes von 3 /« des Ges.-Kapitals haben die 
Administratoren die Generalversammlung aller Actionäre einzuberufen, 
um über die Frage der Auflösung zu beschliessen. Der gefasste Beschluss 
ist jedenfalls nach den im Art. 8 vorgeschriebenen Formen zu veröffent- 
lichen. In Ermanglung der Einberufung der Generalversammlung durch 
die Administratoren kann jeder Interessirte die Auflösung der Gesellschaft 
gerichtlich verlangen. 

21. Sechs Monate nach Herabsinken der Gesellschafterzahl unter 7 
muss die Auflösung auf Verlangen jedes Interessirten ausgesprochen 
werden. 

22. Gesellschafter, welche wenigstens '/so des Ges.-Kapitals reprä- 
sentfren, können im gemeinschaftlichen Interesse auf ihre Kosten einen 
oder mehrere Bevollmächtigte zur Anstrengung einer Klage gegen die 
Administratoren wegen deren Geschäftsführung beauftragen, ohne Prä- 
judiz für die Klage, welche jeder Gesellschafter individuell in seinem 
persönlichen Namen anstellen kann. 

23. Den Administratoren ist untersagt, einen directen oder indi- 
recten Antheil zu nehmen oder zu erhalten an irgend einer mit der Ge- 
sellschaft oder auf ihre Rechnung abgeschlossenen Operation, ausser sie 
waren durch die Generalversammlung für gewisse speciell bezeichnete 
Operationen hiezu ermächtigt. 

24. Null und nichtig hinsichtlich der Interessirten ist jede unter 
Nichtbeachtung der Art. 1, 8, 4, 6, 6, 7, 8 und 9 zu Stande gekommene 
beschränkt haftbare Gesellschaft. Null und nichtig sind die Urkunden 
und Beschlüsse, im Art. 10 bezeichnet, wenn sie nicht in den durch 
Art. 8 und 9 vorgeschriebenen Förmlichkeiten deponirt und veröffentlicht 
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Nach Art. 7 müssen diese Mandatare (Administratoren) zu gleichen 
Theilen im Besiz von mindestens '/>• (nach dem Reg.-Entw. von '/") 
des Gesellschaftskapitales sich befinden, und sind die betreffenden Actien 
— auf den Namen gestellt, unveräusserlich und als unveräusserlich ge- 
stempelt — in der Gesellschaftscasse niederzulegen. — Leztere Anforde- 



sind. Diese Nullität kann gegen Dritte von den Gesellschaftern nicht 
vorgeschüzt werden. 

25. Wenn die Nullität der Acte und Beschlüsse nach Art. 24 aus- 
gesprochen ist, so sind die Gründer, welchen die Nullität zuzurechnen 
ist, und die zur Zeit ihres Eintritts functionirenden Administratoren so- 
lidarisch und gemeinschaftlich gegen Dritte haftbar, ohne Präjudiz für 
die Rechte der Actionäre. Dieselbe solidarische Haftbarkeit kann gegen 
diejenigen Gesellschafter ausgesprochen werden, deren Einlagen und be- 
sondere Vortheile nicht nach Art. 5 geprüft und genehmigt worden sind. 
26. Der Umfang und die Wirkungen der Verantwortlichkeit der 
Kommissäre gegen die Gesellschaft werden nach den allgemeinen Regeln 
über das Mandat bestimmt. 

27. Die Administratoren sind nach den Regeln des gemeinen Rechtes 
haftbar, sowohl gegen die Gesellschaft, als gegen Dritte, für allen Scha- 
den aus Verlezung gegenwärtigen Gesezes und aus Fehlern der Geschäfts- 
führung. Solidarisch haften sie für Dritten oder den Gesellschaf- 
tern dadurch verursachte Nachtheile, dass sie Dividenden austheilen 
oder ohne Widerspruch austheilen lassen, welche nach der in den In- 
ventaren constatirten Lage der Gesellschaft nicht wirklich erworben sind. 

28. Jede Zuwiderhandlung gegen Art. 11 wird mit 500—1000 Fr. 
bestraft. 

29. Mit 500—1000 Fr. werden diejenigen bestraft, welche sich für 
Eigenthümer ihnen nicht zugehöriger Actien und Actienabschnitte ausge- 
ben, eine betrügerische oder künstliche Mehrheit bei einer Generalversamm- 
lung herbeigeführt haben, ohne Präjudiz für alle etwa der Gesellschaft 
oder Dritten zugefügten Schaden. Die gleiche Strafe trifft Diejenigen, 
welche Actien zu einem betrügerischen Gebrauche hinterlegt haben. 

30. Mit Gefängniss von 8 Tagen bis 6 Monaten und mit Geld von 
500—10000 Fr., oder mit einer dieser Strafen allein wird die Emission 
der Actien in Zuwiderhandlung gegen Art. 3 bestraft, mit 500 — 10000 Fr. 
die Negotiation von Actien oder Actienabschnitten zuwider dem Art. 3, 
ebenso jede Theilnahme an diesen Negotiationen und jede Veröffentli- 
chung des Werthes der fraglichen Actien. 

31. Nach Art. 405 des Code penal, ohne Präjudiz der Anwendung 
dieses Artikels auf alle das Delict der Escroquerie begründenden That- 
sachen, werden bestraft: 1) Diejenigen, welche durch Simulirung von 
Zeichnungen oder Einzahlungen oder durch böswillige Veröffentlichung 
solcher fingirter Zeichnungen, Einzahlungen oder anderer falscher That- 
sachen Zeichnungen oder Einzahlungen erzielt oder zu erzielen gesucht 
haben; 2) diejenigen, welche um Zeichnungen oder Einzahlungen zu er- 
zielen, absichtlich bestimmte Personen wahrheitswidrig öffentlich als ir- 
gendwie zur Gesellschaft gehörig bezeichnen; 3) die Administratoren, 
welche in Ermanglung von Inventaren oder mittelst solcher Inventare, 
wissentlich und ohne Widerspruch, fictive (non reellement acquis) Divi- 
denden veranstalten oder veranstalten lassen. 

32. Der Artikel 463 des Code penal ist auf alle durch gegenwär- 
tiges Gesez vorgesehenen Thatsachen anwendbar. 
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rang an die Administratoren C/20 Einlage) wurde namentlich von der 
Pariser Handelskammer gebilligt. 

Ein Versuch des gesezgebenden Körpers, das Princip der Staats- 
genehmigung auch bei Civilgesellschaften zu beseitigen, drang nicht durch ; 
Übrigens bezieht sich das neue Gesez auf Gesellschaften jeder Art, z. B. 
auch auf Bankgesellschaften, woferne sie nur als Handelsgesellschaften 
aufgefasst werden können, die Yoraussezungen des Gesezes selbst erfüllen 
und nicht aus besonderen gesezlichen Gründen der Staatsgenehmigung 
bedürfen, wie z. B. Zettelbanken, Versicherungsgesellschaften, Gegensei- 
tigkeitsgesellschaften. Für diese Fälle bleibt nämlich die handelsrecht- 
liche Form der genehmigten Actiengesellschaft fortbestehen. 

Bedingungen der beschränkt haftbaren, concessionsfreien Actienge- 
sellschaft sind nach Art. 2 und 3, dass die Zahl der Mitglieder minde- 
stens 7 betrage (Art. 2), und (Art. 8) dass das Gesellschaftskapital 20 
Mill. Fr. nicht überschreite, dass es in Actien von mindestens 100 Fr. 
getheilt werde bei einem Betrag bis zu 200,000 Fr., und in Actien von 
mindestens 500 Fr. bei höherem Betrage. Nach demselben Artikel 3 lau- 
ten bis zur vollen Einzahlung die Actien auf den Namen; sie werden 
erst nach Einzahlung von' 2 /» des Betrages negociabel und die Zeichner 
bleiben für die Einzahlung des Gesammtbetrages, unter Ausschluss jeder 
gegenteiligen Stipulation haftbar. 

Der Regierungs-Entwurf hatte die Minimalzahl der Mitglie- 
der zuerst auf 10 festgesetzt, man einigte sich indessen nach Analogie 
des englischen Rechtes auf 7 Mitglieder. 

Derselbe Entwurf hatte 200,000 Fr. als Minimum, 10 Mill. Fr. als 
Maximum des Gesellschaftskapitals vorgeschlagen, während der gesez- 
gebende Körper, was die Regierung zugab, keine Minimal-, und was die 
Regierung nicht zugab, auch keine Maximalbegrenzung wollte. Das Ma- 
ximum von 20 Mill. Fr. ergab sich als Compromiss beider gesezgebender 
Factoren. 

Der ursprüngliche Vorschlag der Regierung wurde damit begründet, 
dass bis zu 200,000 Fr. die Privatunternehmung, die offene und die stille 
Gesellschaft, völlig zureiche, über 10 Mill. hinaus keine Gesellschafts- 
unternehmung reichen werde , bei welcher nicht ihrer Grösse wegen 
Staatsgenehmigung durch öffentliches Interesse gefordert sei. 

Bemerkenswerth war im gesezgebenden Körper namentlich die De- 
batte über die */« Einzahlung als Bedingung der Veräusserung. Es 
war der Präsident der Versammlung, also der in diesem Gebiet sehr er- 
fahrene Graf Morny. welcher zwar die Stellung der Actien auf Namen 
bis zur vollen Einzahlung und die Haftung des Subscribenten für die 
volle Einzahlung lebhaft unterstüzte, dagegen die Zweckmässigkeit der 
2 /s Einzahlung als Bedingung der Veräusserungsfähigkeit angriff. Er 
sagte, eine unveräusserliche Actie verliere fast ihren Werth. Es sei nicht 
gut, alle Actien durch volle Einzahlung negotiabel zu machen; denn es 
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gebe Unternehmungen, wo eine blos theilweise Einzahlung nicht nur 
Voraussezung der Rentabilität, sondern auch eine Gewähr der Sicherheit 
sei. So sei es namentlich bei Versicherungs- und bei Kreditbanken. 
Nöthige man diese zu einer zu starken Einzahlung, so erschwere man 
ihnen nicht blos den rentabeln Betrieb, sondern greife die Reserve der 
noch rückständigen Einzahlungsrenten unnöthig an. Hiemit könne sol- 
chen Anstalten geradezu der Lebensnerv durchschnitten werden; die 
neueren englischen Actienbanken z. B., welche hauptsächlich mit Depo- 
siten arbeiten, ergeben auf schmale Einzahlungen eine gute die Actio- 
näre sichernde Rente, und die Einzahlungsreserve wiederum flösse den De- 
positengläubigern Vertrauen ein. Aehnlich verhalte es sich mit dem Credit 
commercial et industriel in Paris, einer Gesellschaft, welche bei 7« Ein- 
zahlung blühe und nuzlich wirke. Der vorteilhafte Betrieb solcher Ge- 
schäfte beruhe auf einer geringen" Einzahlung. Diese Auffassung ist 
bekanntlich nicht neu ; ihre Bekräftigung durch einen in Geldsachen so 
erfahrenen Mann, wie Morny, ist es, was dieser Seite der Verhandlun- 
gen über das neue Gesez Interesse giebt. 

Die Art. 4—6 und 9—11 betreffen die Constituirung und die 
Oeff entlichkeit der Acte der Gesellschaft. Sie nehmen für 
die freie Actiengesellschaft dieselben Bestimmungen auf, welche schon im 
Jahre 1856 durch das Gesez vom 17. Juli für die Commanditeactienge- 
sellschaften getroffen worden sind und seitdem allgemeine Billigung ge- 
funden haben. Das Nähere ergiebt der Text des Gesezes ohne weitere 
Erläuterung. 

Die Art. 12—14 ordnen die Abhaltung von Generalversamm- 
lungen. 

Sie finden jährlich statt, in der Regel muss mindestens '/«> in ge- 
wissen Fällen '/• des Actienkapitals vertreten sein. Eine neue gesezliche 
Vorschrift ist die Auflegung der Namensliste, d. h. einer Liste sämmt- 
licher berechtigter Mitglieder der Versammlung (feuille de presence). 
Der Berichterstatter Dumiral sagt von der lezteren Einrichtung: »Die 
Liste ist eine weise Vorkehrung gegen die Betrügereien, wozu die Gene- 
ralversammlungen nur zu häufig Veranlassung geben« (!). 

Art. 15—17 schaffen der Generalversammlung ein besonderes Organ 
der Controle gegenüber der Administration in den Commissäre n. 

Die Commiss&re werden von der Generalversammlung oder in Er- 
manglung dessen von den Handelsgerichten ernannt. Ohne den Beibericht 
der Commis8äre ist die Billigung der Bilanz und die Decharge durch die 
Generalversammlung nichtig. Die Commissäre haben das Recht nicht 
des Vetos, aber der Einberufung einer Generalversammlung und der Ein- 
sichtnahme des Geschäftes, über dessen Lage überdiess ein regelmässiger 
Quartalbericht an sie zu erstatten ist. 

Der Bericht an die Versammlung ist 14 Tage vor dem Stattfinden 
der lezteren bekannt zu geben (Art. 18). Diese Commissäre sind die 
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»inspectors« der englischen Gesezgebung, nicht, wie die Verwaltungsräthe 
vieler deutscher Gesellschaften, ein zwieschlächtiges Wesen (halb Admi- 
nistration, halb Controle), sondern blos Controlorgan. Das Gesez geht 
bei dieser Schöpfung von der hundertfältigen Erfahrung aus, dass die 
Generalversammlungen ohne eigenes Organ eine jedes vernünftigen Wil- 
lens entbehrende, bald factiöse, bald dupirte Heerde ist. Desshalb fand 
die Anordnung überwiegend Anklang, und man gieng über die von einer 
Seite geltend gemachten Bedenken (zu viel Reibung bei zu viel Rädern 
im Mechanismus) getrost hinweg. 

Art. 19 schreibt die Bildung eines Reservefonds bis zu '/" des 
Gesellschaftskapitals, durch Zuscheidung von wenigstens 5°/o der Rein- 
gewinne, vor. 

Die Artikel 20—22 regeln die Auflösung der Gesellschaft. 

Die Regierung wollte ursprünglich die Auflösung für den Fall eines 
Kapitalverlustes von 8 /< obligatorisch machen. 

Um die Belangung einer schlechten Administration auch unbemittel- 
teren Actionären möglich zu machen, räumt Art. 22 das Recht einer 
Kollectivklage jeder Anzahl von Actionären ein, welche wenigstens '/so 
von Actien des Gesellschaftskapitals besizen. 

Art. 23 enthält eine Bestimmung, welche im gesezgebenden Körper 
mit grossem Beifall aufgenommen worden ist: das Verbot der Pri- 
vatbetheiligung der Administratoren an Geschäften, 
welche zugleich von der Gesellschaft unternommen sind, — ausgenommen 
die Generalversammlung hätte für gewisse Operationen eine spezielle 
Ermächtigung zur Mitbetheiligung gegeben. Leztere Beschränkung des 
Verbotes ist Folge der Amendirung des gesezgebenden Körpers. 

Die folgenden Artikel 24—32 sezen die civil- und strafrechtlichen 
Folgen der Verlezung des Gesezes, namentlich auch (Art. 27) der ohne 
förmlichen Widerspruch der einzelnen Administratoren erfolgten Auf- 
machung fictiver Dividenden, fest. 

Die Regierungsmotive heben hervor, dass das ganze Gesez in seinen 
Garantiebestimmungen nur der Ausdruck der bereits bestehenden Praxis 
der soliden Gesellschaften sei; und die überwiegende Zustimmung der 
Gutachten der Handelskammern dafür (124 Handelsgerichte gegen 17 und 
34 Handelskammern gegen 14) bekräftigt diese Behauptung. Die unsolide 
Spekulation hat in der That das Gesez mehr zu fürchten, als seiner 
Freiheit sich zu freuen. 

Von ebenso vielen Seiten wurde das Gesez als eine Hemmung des 
Spekulationsgeistes, wie von anderen als eine Förderung desselben be- 
zeichnet. Eine dritte Richtung sieht den Fortschritt überhaupt nicht in 
der erleichterten Bildung grosser Gesellschaftsvermögen, son- 
dern in der erleichterten Ansammlung grosser Privatvermögen mittelst 
Ersezung des Notherbrechtes und der gleichen Erbtheilung durch die Testa- 
mentsfreiheit und ihren Gebrauch; nur so werde eine generationsweise 
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persönliche Tradition und farailienmässige Kapitalsammlung in Einem 
Geschäfte erzielt werden, worin bis jetzt die Franzosen den Engländern 
noch so weit überlegen seien 1 ). 



') Vgl. Le Play, la reforme sociale en France 1864. 



